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Bebauungsplan Nr. 66 "Wohngebiet In der Reuth”;
Stellungnahmen aus der offentlichen Auslegung nach § 4a Abs. 3, § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3

Abs. 2 PlanSiG

Beschlussvorschlag:

Wahrend des Auslegungszeitraums der offentlichen Auslegung § 4a Abs. 3, § 3 Abs. 2 BauGB
i.V.m. § 3 Abs. 2 PlanSiG gingen Stellungnahmen ein.

AuBerung
(Abschrift der Stellungnahme)

Beschlussvorschldage:

Offentlichkeit Nr. 1

Sehr geehrter Herr Birgermeister,

wir bedanken uns fir das Schreiben der Stadt
Herzogenaurach vom 13.10.2021 und nehmen
Bezug auf die Bekanntmachung der erneuten
offentlichen Auslegung des
Bebauungsplanentwurfs.

Namens und im Auftrag der von uns vertretenen
XXX teilen wir der Stadt Herzogenaurach mit,
dass die Einwendungen unseres Schreibens vom
19.09.2019 im damaligen Verfahren nach § 3
Abs. 2 BauGB aufrechterhalten bleiben:

Die Stadt Herzogenaurach hat sich richtiger
Weise bemtiht, die verfahrensrechtlichen
Probleme des Bauleitplanverfahrens zu losen.
Jedoch bleibt der zentrale Einwand unserer
Mandantschaft ungelost:

Unsere Mandantschaft benctigt das im
Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfs

PA/5273/2022

Beschlussvorschlag:

Die Stellungnahme vom 19.09.2019 wurde
mit Stadtratsbeschluss vom 26.11.2020
abgewogen.

Dieser Beschluss wird aufrechterhalten.
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liegende Grundsttlick zwingend fiir den
landwirtschaftlichen Betrieb und kann auf das
Grundstuck nicht verzichten.

Einin friheren Schreiben erbetenes umsetzbares
Tauschangebot flr die vom
Bebauungsplanentwurf erfasste Flache liegt nicht
vor.

Wir wiederholen daher unseren Antrag, das
Grundstuck FI.Nr. XXX aus dem Geltungsbereich
des Bebauungsplans herauszunehmen.

Der ausliegende Bebauungsplanentwurf
bewaltigt nicht die in unserem Schreiben vom
19.09.2019 dargelegten materiell rechtlichen
Einwendungen.

Hinzu kommt, dass der Planentwurf die
Neufassung der Baunutzungsverordnung vom
14.06.2021 nicht hinreichend in den
Abwagungsiberlegungen berticksichtigt:

Um im Plangebiet selbst und dem Umfeld des
Plangebiets weiterhin eine moglichst ungestorte
landwirtschaftliche Nutzung ausiiben zu kdnnen,
muss der Bebauungsplan nach unserer
Auffassung ein dorfliches Wohngebiet nach § 5a
BauNVO festsetzen.

Soweit die landwirtschaftliche Flache unserer
Mandantschaft aus dem Geltungsbereich des
Bebauungsplans nicht ausgeklammert wird, wird
unsere Mandantschaft gezwungen sein, gegen
den Bebauungsplan Normenkontrollklage zu
erheben.

Beschluss des Stadtrates
vom 26. November 2020:

RuRerung (Abschrift der
Stellungnahme vom
19. September 2019)

Wir zeigen an, dass wir in
dieser Angelegenheit die
XXXX weiterhin anwaltlich
vertreten. Auf die mit
unserem
Einwendungsschreiben vom
26.01.2018 vorgelegte
Vollmacht nehmen wir Bezug.

Die Anregungen und
Hinweise werden zur
Kenntnis genommen und
wie folgt berticksichtigt:

1.

Die Einwendung unseres
Schriftsatzes vom
26.01.2018 bleibt in vollem
Umfang aufrechterhalten.

Die Notwendigkeit zur
Durchfiihrung des
Bauleitplanverfahrens ist in
den Begriindungen zur
Anderung des

Das Bauleitplanverfahren basiert auf einem
stadtebaulichen Entwurf, dessen Ziel die
Schaffung von Wohnraum in verdichteter
Bauweise ist. Das dorfliche Wohngebiet
gemaR § 5a BauNVO dient dem Wohnen,
der Unterbringung von land- und
forstwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen
und nicht wesentlich storenden
Gewerbebetrieben. Auch wenn eine
gleichgewichtige Nutzungsmischung nicht
erforderlich ist, entspricht dieser
Gebietstyp nicht den Zielstellungen des
stadtebaulichen Entwurfs. Daher wird an
der Festsetzung eines Allgemeinen
Wohngebiets gemal3 § 4 BauNVO
festgehalten, um vorrangig Wohnen
inklusive wohnversorgender Nutzungen
ausweisen zu konnen.

Abstimmungsergebnis:
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Wir beantragen erneut und
weiterhin, das Grundstuick
FLNr. 574 aus dem
Geltungsbereich des
Bebauungsplans
herauszunehmen. Unsere
Mandantschaft benétigt das
Grundsttick fiir ihren
landwirtschaftlichen Betrieb.

Zwar hat die Stadt
Herzogenaurach in dem
Mitteilungsschreiben vom
26.07.2019 erklart, dass die
Stadt grundsatzlich bereit sei,
die im Plangebiet liegenden
Flachen mit anderen
geeigneten
landwirtschaftlichen Flachen
zu tauschen. Ein konkretes,
umsetzbares und geeignetes
Tauschangebot liegt jedoch
bis heute nicht vor.

Auf unser Schreiben vom
26.08.2019 an Herrn Hofler
nehmen wir insoweit Bezug.

2

Nach Durchsicht der
ausliegenden
Bebauungsplanunterlagen
machen wir WEITERE
EINWENDUNGEN gegen den
Bebauungsplan geltend und
teilen mit, dass wir flir unsere
Mandantschaft wegen der
Mangel, die dem
Bebauungsplan zugrunde
liegen, Normenkontrollklage
gegen den Bebauungsplan
erheben werden, sofern es
nicht zu einer Einigung Gber
die Bereitstellung
landwirtschaftlicher
Ersatzflachen fiir unsere
Mandantschaft kommt.

Im Einzelnen:

a) Nach der Begriindung zur
Anderung des
Flachennutzungsplans (dort S.
16) ist die Stadt
Herzogenaurach
Eigentlmerin von
Grundstiicken im
Geltungsbereich des
Bebauungsplanentwurfs. In
welchem Umfang die Stadt
eigentumsmaRig beteiligt ist,
geht aus den Unterlagen nicht
hervor.

Flachennutzungsplans
sowie des Bebauungsplans
bereits hinreichend
erldutert.

Ein Zwang, die
landwirtschaftlichen
Flachen kurzfristig zu
bebauen, ergibt sich daraus
nicht.

Parallel laufende
Verhandlungen tber
Grundsttickstausch oder -
ankauf seitens der Stadt
sind nicht Teil des
Bauleitplanverfahrens.

Die Eigentumsverhdltnisse
sind fiir die stadtebauliche
Planung bzw. die
vorliegende Bauleitplanung
nicht relevant.
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Aus den weiteren Unterlagen
zum Flachennutzungsplan
und aus der Behandlung der
bisher erhobenen
Stellungnahmen von
Behorden und Privatpersonen
entnehmen wir des Weiteren,
dass in erheblichem Umfang
alternative Flachen zur
Uberplanung zur Verfiigung
stehen, bei welchen die Stadt
Herzogenaurach jedoch
offenbar nicht als
Eigentiimerin beteiligt ist.
Nach der Begriindung des
Flachennutzungsplans wird
die vorliegende
Bauleitplanung ausschlieRlich
deswegen betrieben, weil die
Stadt im Hinblick auf ihr
fiskalisches Eigentum und mit
dem zusatzlichen Einsatz des
Zwangsmittels der Umlegung
glaubt, das Baugebiet gegen
den Widerstand der
Landwirtschaft umsetzen zu
konnen.

Die alternativ tGiberplanbaren
Flachen, deren Planung
deswegen abgelehnt wird,
weil keine ,unmittelbare
Flachenverfiigbarkeit”
bestehe, kdnnten in gleicher
Weise iiber
Umlegungsverfahren zur
Baureife gebracht werden.

Es ist daher davon
auszugehen, dass die

Die Wahl des Plangebiets
steht nicht ausschlieBlich in
Zusammenhang mit
vorhandenen Flachen der
Stadt; dementsprechend
werden auch in Kapitel
4.5.1 der Begriindung zur
Anderung des
Flachennutzungsplans bzgl.
der Alternativenpriifung
bereits zahlreiche weitere
Gesichtspunkte erortert. So
sind z.B. die Lage des
Plangebiets und die
stadtebaulichen
Rahmenbedingungen
entscheidend (Arrondierung
des Stadtkorpers zum
Hans-Ort-Ring, Anschluss
an bestehendes, heterogen
geformtes Wohngebiet
sowie Anschluss und
Erganzung vorhandener
Wegeverbindungen und
sozialer Infrastrukturen).
Aufgrund mangelnder
Flachenverfligbarkeit ist zur
Umsetzung eines
groRfldchigen Wohngebiets
im gesamten Stadtgebiet
ein Umlegungsverfahren
bzw. der Abschluss eines
stadtebaulichen Vertrags
erforderlich. Das
Wohngebiet In der Reuth
bietet den Vorteil, dass die
Stadt fir die Umsetzung
der Planung auch eigene
Flachen einbringen kann.
Parallel wird auch weiterhin
versucht, weitere
Grundstticke im Plangebiet
freihandig zu erwerben
oder den vorhandenen
Eigentimern
entsprechende
Ersatzgrundstiicke im
Stadtgebiet anzubieten.

Die vorliegende
Bauleitplanung wird primar
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vorliegende Bauleitplanung
primar deswegen betrieben
wird, damit die Stadt
Herzogenaurach ihre
Eigentumsflachen mit
Baurecht versehen und
entsprechende
Planungsgewinne erzielen
kann.

Dieses rein fiskalische
Interesse rechtfertigt nicht
die Bauleitplanung im Sinne
des § 1 Abs. 3 BauGB.

Der Bebauungsplan ist daher
nicht erforderlich.

Dass die Bauleitplanung des
Weiteren nicht erforderlich
ist, um einen angeblichen
dringenden Bedarf an
Wohnraum zu schaffen (so
die Behandlung unserer
Einwendungen in der
frihzeitigen
Blrgerbeteiligung durch die
Stadt Herzogenaurach) ergibt
sich aus den nachfolgenden
Ausfiihrungen.

b)

Aus den Beschliissen der
Stadt Herzogenaurach zu den
Stellungnahmen aus der
friihzeitigen Beteiligung der
Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1
BauGB geht hervor, dass das
vorliegende stadtebauliche
Konzept eine Bewohnerzahl
im Plangebiet von ca. 800 bis
850 Einwohner anstrebt.
Nach den im Verfahren bisher
abgegebenen
Stellungnahmen betragt die
aktuelle Einwohnerzahl der
Stadt Herzogenaurach derzeit
ca. 24.500 Einwohner. Gemal
derin Anlage 5 der
Begriindung des
Flachennutzungsplans
wiedergegebenen
Bevolkerungsprognose des
Bayerischen Landesamts fiir
Statistik soll die
Einwohnerzahl in
Herzogenaurach bezogen auf
den Ublichen 10-Jahres-
Zeitraum im Jahr 2029 etwas
weniger als 24.000
Einwohner betragen und
anschlieBend bis 2034 wieder
abnehmen. Auch der
Planungsverband Region

betrieben, um Wohnraum
fir moglichst viele
Bevdlkerungsschichten zu
schaffen. D.h. es ist das
Ziel, moglichst
kostengiinstiges
Wohnbauland zu schaffen
und nicht den privaten,
gewinnorientierten
Preisvorstellungen zu
unterliegen. Dies wird in der
Begriindung auch
beschrieben.

Die Umsetzung der Planung
kann mit verschiedenen
Instrumenten, wie ein
Umlegungsverfahren oder
stadtebaulichen Vertragen
erfolgen.

Die zitierte Prognose im
Entwurf der Begriindung
zur Anderung des
Flachennutzungsplans
beruhte auf Daten des
Bayerischen Landesamtes
fur Statistik aus dem Jahr
2011. Diese wurde
zwischenzeitlich
aktualisiert und beruht nun
auf Daten aus dem Jahr
2017, worin mit einem
jahrlichen steten Zuwachs
bis 2037 gerechnet wird.
Dieser umfasst ein Plus von
ca. 1.500 Bewohnern von
2017 bis 2037.
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Nirnberg geht in seiner
Stellungnahme offenkundig
davon aus, dass anhand der
aktuellen
Bevolkerungsprognosen ein
Bedarfsnachweis nicht
erbracht ist (Einwohnerzahl
im Jahr 2015 gemal
Stellungnahme des
Planungsverbands 23.095
Einwohner).

Die Ausfiihrungen der Stadt
Herzogenaurach in der
Begriindung des
Bebauungsplans, welche
potenziellen Bauflachen mit
welchem Potenzial von
zusatzlich aufzunehmenden
Einwohnern vorhanden sind,
sind intransparent.

Im Jahr 2015 standen
offensichtlich potenzielle
Bauflachen in einem Umfang
von 32 ha zur Verfiigung. Ob
in diesen Bauflachen nur nach
§ 34 BauGB bebaubare
Grundstiicke enthalten sind
oder auch
Bebauungsplangebiete, ist
unklar. Jedenfalls wird auf S.
15 der Begriindung des
Flachennutzungsplans
dargelegt, dass durch
Bebauungsplan die
Wohnbaugebiete ,Herzo-
Base"” und ,Niederndorf Siid -
Am Behadlterberg”
planungsrechtlich
ausgewiesen sind und
Jteilweise bereits umgesetzt
sind”. Welches zusatzliche
Einwohnerpotenzial bei
diesen Fldachen zur Verfiigung
steht, wird verschwiegen.

Nach den Stellungnahmen im
Verfahren nach § 3 Abs. 1
BauGB stehen im Bereich der
Bauleitplanung Herzo-Base
Geschossflachen fiir ca. 1.000
zusatzliche Einwohner zur
Verfligung, im Bereich
Niederndorf Sid / Am
Behalterberg fir ca. 250
Einwohner.

Hieraus ergibt sich, dass
bereits vorhandenes Baurecht
den praktisch nicht
nachgewiesenen
Bevolkerungszuwachs im

Die Innenentwicklungs-
potenziale werden nach

§ 30 und § 34 BauGB
entschlisselt und in der
Begriindung zur Anderung
des Flachennutzungsplans
redaktionell erganzt.

Die
Innenentwicklungspotenzia
le, die aktualisierte
Bevolkerungsprognose
sowie die Art und der
Umfang des
Wohnraumbedarfs werden
in der Begriindung zur
Anderung des
Flachennutzungsplans
redaktionell erganzt.
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Zeitraum zwischen 2019 und
2034 in vollem Umfang
auffangt.

Es besteht offenkundig
keinerlei Bedarf an
zusdtzlicher, umfassender,
Baulandausweisung in einem
Umfang von mehrals 12 ha
beanspruchte Flache (auch
wenn hiervon angeblich nur 7
ha versiegelte Flache sein
sollen).

Der gesamte prognostizierte
geringflgige
Bevolkerungszuwachs kann
also durch bestehendes
Baurecht befriedigt werden.
Damit ist die Behauptung bei
der Behandlung unserer
Einwendung im Verfahren
nach § 3 Abs. 1 BauGB, es
bestiinde dringender Bedarf
Wohnraum zu schaffen,
unrichtig.

Da der Bedarf an
zusatzlichem Wohnraum
argumentativ also nur
.vorgeschoben” ist, ist die
Planrechtfertigung fiir das
neue Baugebiet nach § 1 Abs.
3 BauGB zu verneinen.

o)

Der Bebauungsplan wiirde
gegen zwingende Ziele der
Raumordnung und
Landesplanung verstoRen
und ware wegen Verletzung
der Anpassungspflicht nach §
1 Abs. 4 BauGB nichtig:

Ein zwingendes Ziel der
Raumordnung und
Landesplanungist in LEP 3.2
enthalten. Danach sind in den
Siedlungsgebieten die
vorhandenen Potenziale der
Innenentwicklung moglichst
vorrangig zu nutzen.
Ausnahmen sind zulassig,
wenn Potenziale der
Innenentwicklung nicht zur
Verfligung stehen.

Da, wie dargelegt und wie sich
aus den eigenen Unterlagen
der Stadt Herzogenaurach
ergibt, Potenziale der
Innenentwicklung jedenfalls
zur Abdeckung des
prognostizierten
Bevolkerungswachstums

In der Stadt
Herzogenaurach besteht
vor allem Bedarf an
sozialem und gefordertem
Wohnungsbau, welcher in
den letzten Jahren aus der
Bindung herausgefallen ist
und durch die Entwicklung
der Baugebiete Herzo-Base
[-1Il nur teilweise wieder
ausgeglichen werden kann.

Mit der anvisierten sozialen
Mischung des geplanten
Wohngebiets, kann der
Wohnraumbedarf fir
verschiedene
Bevodlkerungsschichten
gedeckt werden, der durch
die bisherigen Baugebiete
Herzo-Base und
Behalterberg nur teilweise
abgebildet wurde.

Innenentwicklungspotenzia
le stehen nicht zur
Verfligung, wenn
Eigentlimer nicht gewillt
sind diese zu entwickeln.
Daher entwickelt die Stadt
dieses groRflachige
Wohngebiet (woran die
Stadt teilweise Anteile
besitzt), um zligig
bezahlbaren und
geforderten Wohnraum
schaffen zu kénnen.
Unabhangig davon werden,
wie von der Regierung
Mittelfranken gefordert, die
Innenentwicklungspotenzia
le in der Begriindung zur
Anderung des
Flachennutzungsplans
erganzend starker
aufgegliedert dargestellt.

Mit der Planung wird eine
mehrgeschossige
Wohnbebauung sowie eine
Arrondierung des
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unproblematisch zur
Verfiigung stehen, verletzt die
angestrebte Bauleitplanung
ein verbindliches Ziel der
Raumordnung und
Landesplanung.

Zugleich wird durch die
Bauleitplanung der
raumordnungsrechtliche
Grundsatz der
flachensparenden
Siedlungsentwicklung
verletzt.

Die Verletzung dieses
Grundsatzes ist umso
gravierender, als die
vorliegende Bauleitplanung
landwirtschaftlich dringend
bendtigte und fir die
Eigentimer unentbehrliche
landwirtschaftliche Flachen
vernichten soll.

d)

Die Behandlung der
Eigentimerbelange unserer
Mandantschaft und die
Behandlung der
Stellungnahmen des
Bayerischen
Bauernverbandes sind
abwagungsfehlerhaft:

Bei der Behandlung der
Stellungnahme des
Bayerischen
Bauernverbandes fiihrt die
Stadt Herzogenaurach aus,
dass jedenfalls die
Ausgleichsflachen nicht aus
der landwirtschaftlichen
Nutzung genommen werden,
es wiurde lediglich die
Nutzungsintensitat verringert.
.Eine Bereitstellung von
Ersatzflachen fiir die
Landwirtschaft eriibrigt sich
daher.”

Bei der Behandlung der von
uns erhobenen
Einwendungen fiihrt die Stadt
aus, dass sie grundsatzlich
bereit sei, die im Plangebiet
liegenden Flachen mit
anderen geeigneten
landwirtschaftlichen Flachen
zu tauschen.

Die bisherige Forderung
unsererseits, auch die
Ausgleichsflachen in den
Tausch einzubeziehen, wurde

Siedlungskorpers anvisiert,
gerade um eine
flachensparende
Siedlungsentwicklung
voranzutreiben.

Die Planung bereitet zwar
Flachen vor, dieim
AuBenbereich liegen, aber
dennoch als Arrondierung
des Siedlungskorpers
gesehen werden. Eine
bandartige Entwicklung des
Siedlungskadrpers oder eine
Zersiedlung wird damit
nicht vorangetrieben.

Den Zielen der
Raumordnung und des
Landesentwicklungsprogra
mms kann somit gefolgt
werden.

Eine landwirtschaftliche
Nutzung der
Ausgleichsflachen ist nur
sehr eingeschrankt im
Rahmen des Entwicklungs-
und Pflegekonzeptes der
Ausgleichsflachen maglich,
die zum Uberwiegenden
Teil nicht im stadtischen
Eigentum stehen. Diese
Flachen konnen daher nicht
fur einen Tausch angeboten
werden.
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mit dem Argument
zurtickgewiesen, die
Ausgleichsflachen seien fir
eine landwirtschaftliche
Nutzung nicht geeignet.
Die Abwagung der
Stellungnahmen des
Bayerischen
Bauernverbandes und des
von der Planung betroffenen
Landwirts ist demgemal in
sich widerspriichlich und
damit fehlerhaft.

Die Argumentation, die
landwirtschaftliche Flache
muisse beansprucht werden,
weil andere, bereits
Uberplante oder
bauplanungsrechtlich
bebaubare Flachen
zivilrechtlich nicht verfiigbar
seien, ist ebenso
abwagungsfehlerhaft: Wenn
die Stadt Herzogenaurach
lber eine Zwangsumlegung
dem Landwirt
landwirtschaftliche Flachen
entziehen kann, so kann diese
Zwangsumlegung in gleicher
Weise auch in anderen
Bebauungsplanbereichen
eingesetzt werden.

e)

Der beabsichtigte
Eigentumsentzug der
landwirtschaftlichen Flachen
unseres Mandanten per
Umlegung stellt sich aufgrund

Siehe Abwagung zu 2. a):
Die Wahl des Plangebiets
steht nicht ausschlieBlich in
Zusammenhang mit
vorhandenen Flachen der
Stadt; dementsprechend
werden auch in Kapitel
4.5.1 der Begriindung zur
Anderung des
Flachennutzungsplans bzgl.
der Alternativenpriifung
bereits zahlreiche weitere
Gesichtspunkte erdrtert. So
sind z.B. die Lage des
Plangebiets und die
stadtebaulichen
Rahmenbedingungen
entscheidend (Arrondierung
des Stadtkdrpers zum
Hans-Ort-Ring, Anschluss
an bestehendes, heterogen
geformtes Wohngebiet
sowie Anschluss und
Erganzung vorhandener
Wegeverbindungen und
sozialer Infrastrukturen).
Aufgrund mangelnder
Flachenverfligbarkeit ist zur
Umsetzung eines
groRflachigen Wohngebiets
im gesamten Stadtgebiet
ein Umlegungsverfahren
bzw. der Abschluss eines
stadtebaulichen Vertrags
erforderlich. Das
Wohngebiet In der Reuth
bietet den Vorteil, dass die
Stadt fir die Umsetzung
der Planung auch eigene
Flachen einbringen kann.

Wohnungsbau im
Allgemeinen und im
Besonderen der geforderte
Wohnungsbau entsprechen
keinem privatnitzigen Ziel
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der neueren
europarechtlichen
Entwicklung (abweichend zur
bisherigen Rechtsprechung
des
Bundesverfassungsgerichts)
als Enteignungstatbestand
dar.

Da die Bauleitplanung
ersichtlich privatnitzigen
Zielen (Wohnungsbau,
fiskalischer Planungsgewinn
der Stadt Herzogenaurach)
dient, fehlt es fiir die
Enteignung am Wohl der
Allgemeinheit. Insoweit
wirde die Umlegung gegen
das Recht des
Eigentumsschutzes nach Art.
1 des 1. Zusatzprotokolls zur
EMRK verstol3en.

Wegen der Einzelheiten
dieser Argumentation
verweisen wir auf den in
Kopie beigefligten Aufsatz
von Prof. Dr. Thiel (UPR 2019,
S.290-298).

Da eine Zwangsumlegung
also aus
verfassungsrechtlichen
Griinden nicht durchfiihrbar
ist, scheitert der
Bebauungsplan an seiner
mangelnden Umsetzbarkeit,
insoweit wiederum also an §
1 Abs. 3 BauGB.
Bauleitplanungen, die nicht
realisierbar sind, sind nicht
erforderlich.

f)

Nach der speziellen
artenschutzrechtlichen
Priifung und nach der
Begriindung des
Bebauungsplans sind aus
artenschutzrechtlichen
Griinden CEF-MaRnahmen fiir
die Feldlerche und die
Goldammer im
Planungsgebiet notwendig.
Die ErsatzmaBnahmen sollen
im Bereich der planerisch
vorgesehenen
Ausgleichsflache stattfinden.
Wir haben der Stadt
Herzogenaurach bereits
mitgeteilt, dass unser
Mandant aufgrund der von
ihm beabsichtigten
landwirtschaftlichen Nutzung

der Stadt sondern einem
Allgemeinwohl der
Bevdlkerung. Das fehlende
Wohnraumangebot ist ein
Missstand, der durch die
Bauleitplanung behoben
werden soll.

Die Umsetzung der Planung
kann mit verschiedenen
Instrumenten, wie ein
Umlegungsverfahren oder
stadtebaulichen Vertragen
erfolgen.

Es handelt sich um keine
klassische
landwirtschaftliche
Nutzung, sondern um
Flachen, die bestimmte
okologische MalRnahmen
und Pflegeanforderungen
haben. Daher ist eine
landwirtschaftliche
Nutzung der
Ausgleichsflachen nur sehr
eingeschrankt im Rahmen
des Entwicklungs- und
Pflegekonzeptes der
Ausgleichsflachen maglich.
Da die Flachen zum
liberwiegenden Teil nicht
im stadtischen Eigentum
stehen, kdnnen sie auch
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im Bereich der
Ausgleichsflachen ohne
Weiteres in der Lage ist, die
Anforderungen fiir die vier
Reviere der Feldlerche und fiir
die Reviere der Goldammer zu
erfillen.

g

Die Bauleitplanung ist auch
aus
wasserhaushaltsrechtlichen
Griinden rechtswidrig:
Gemal § 78 Abs. 8 WHG ist
fir nach § 76 Abs. 3 WHG
ermittelte und zu ermittelnde
Uberschwemmungsgebiete
eine Uberplanung untersagt.
Das Vorliegen eines
Ausnahmetatbestands nach §
78 Abs. 2 WHG ist nach den
Unterlagen bisher nicht
belegt.

Nach Art. 46 Abs. 1 Satz 3
BayWG haben die Gemeinden
die Aufgabe, an Gewassern 3.
Ordnung im Benehmen mit
dem Wasserwirtschaftsamt
die
Uberschwemmungsgebiete
zu ermitteln und darzustellen.
Nach Art. 46 Abs. 2 BayWG ist
fur die Ermittlung ein
Hochwasserereignis
zugrunde zu legen, das
statistisch einmal in 100
Jahren zu erwarten ist
(Bemessungshochwasser).
Das Wasserwirtschaftsamt
Nirnberg fihrt in seiner
Stellungnahme im Verfahren
nach § 3 Abs. 1 BauGB zu der
Thematik aus:

.Die neuen Baugrundstticke
grenzen im Osten an den
Dachenbach, ein Gewdisser Ill.
Ordnung. Das
Uberschwemmungsgebiet
dieses \/orfluters ist dem
Wasserwirtschaftsamt
Nirnberg in diesem Bereich
nicht bekannt. Eine Ausuferung
bei starken Regenereignissen
kann nicht ausgeschlossen
werden. Vor einer Ausweisung
neuer Baugebiete an
Gewdssern sollten die
Uberschwemmungsgebietsgren
zen und die hydraulische
Leistungsfdhigkeit des
Vorfluters ermittelt werden.

nicht fiir einen Tausch
angeboten werden.

Aufgrund der
topographischen Lage
erubrigt sich eine
Berechnung des
Uberschwemmungsgebiets
, da die geplanten
Bauflachen weit oberhalb
des Gewassers liegen
(mindestens 3
Hohenmeter) und somit
nichtin
Uberschwemmungsgebiete
eingreifen. Darauf deutet
auch die Abgrenzung der
wassersensiblen Bereiche
gemaR Informationsdienst
Uberschwemmungsgefahrd
ete Gebiete des
Bayerischen Landesamtes
fir Umwelt hin.

Dies wurde
zwischenzeitlich auch mit
dem Wasserwirtschaftsamt
abgestimmt.

Die Problematik urbaner
Sturzfluten wurde bereits
berlicksichtigt, indem im
offentlichen Griinzug und
im angrenzenden
Freibereich der geplanten
Kita eine Flache fir die
Rickhaltung von
Starkregenabfliissen
vorgesehen wird, die tiber
die ostlich anschlieBende
Wegeverbindung zum
Dambach hin entwassern
kann.

Die Feststellung der
hydraulischen
Leistungsfahigkeit des
Vorfluters ist nicht
Gegenstand der
Bauleitplanung, sondern
erfolgt im Rahmen der
ErschlieBungsplanung (die
im vorliegenden Fall bereits
grundsatzlich berechnet
und konzipiert wurde) und
des parallel dazu
durchgefiihrten

PA/5273/2022
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In der Behandlung der
Stellungnahme des
Wasserwirtschaftsamts durch
die Stadt Herzogenaurach
wird lediglich ausgefiihrt,
dass in einem
Rickhaltebecken ein
zehnjahriges Regenereignis
zurtickgehalten werden kann,
jegliche Ausfiihrungen zu den
wasserhaushaltsrechtlichen
Anforderungen, die wir oben
bezeichnet hatten, fehlen. In
der Begriindung des
Bebauungsplans
(Umweltbericht S. 61) wird
ausgefiihrt, dass nach der
Baugrundbeurteilung die
Wasserdurchlassigkeit der
vorhandenen Boden als
schwach zu bezeichnen ist.
Eine Versickerung von
Oberflachenwassern
insbesondere bei
Hochwasserstanden, im nicht
versiegelten Bereich des
Planungsgebiets ist also nicht
moglich. Damit ist die
Uberschwemmungsthematik
ungeldst.

4

Der Bebauungsplanentwurf
enthalt im Ubrigen zahlreiche
rechtstechnische
Festsetzungsfehler und
mehrere VerstoR3e gegen
Vorgaben der
Baunutzungsverordnung.

Da der Bebauungsplan schon
wegen mangelnder
Erforderlichkeit und
landesplanerischer
Zielwidrigkeit nichtig ist,
gehen wir hierauf nicht weiter
ein.

wasserrechtlichen
Verfahrens. Die
Entwdsserungsplanung fir
Baugebiete wird in
Wasserrechtsantragen
tblicherweise auf ein 10-
jahriges Regenereignis
bezogen.

Eine Uberflutung des neu
geplanten
Siedlungsbereiches bei
Hochwasserereignissen bis
einschliellich HQ 100 kann,
aufgrund der
topographischen Lage des
Baugebiets, auch ohne
hydraulische Berechnungen
ausgeschlossen werden
(s.0.).

Der Hinweis wird zur
Kenntnis genommen.

Offentlichkeit Nr. 2

Im Rahmen der offentlichen Auslegung mochte
ich Ihnen nachfolgend meinen Einwand mitteilen.
Auf dem Grundsttck-Nummer 650 in
Herzogenaurach wurde im Auftrag von Herrn Dr.
Hacker und Frau Preinl 6kologisch hochwertiges
Grinland trotz eines bestehenden
Umbruchverbot umgebrochen um drei

Lerchenfelder anzulegen.

PA/5273/2022

Beschlussvorschlag:

Die Stadt war im Jahr 2015, als sie den
Umbruch des Grinlandes und die Anlage
von Feldlerchenfenstern als CEF-
Malnahme fiir den Bebauungsplan Nr. 63
.Vereinsgelande Auf der Nutzung”
veranlasste, nicht antragspflichtig flir eine
Ausnahmegenehmigung fir den Umbruch
von Dauergrinland in Ackerland.
Antragspflichtig waren damals
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In der Ausgleichsflache flir das Baugebiet in der
Reuth soll nun Ackerland in Grinland
umgewandelt werden.

Laut den mir vorliegenden Unterlagen von Frau
Preinl briten Feldlerchen nur in Ackerland
(Wintergetreide/Raps). Zudem ist die
Ausgleichsflache auf der einen Seite von der
Nordumgehung begrenzt und der FuBweg auf der
anderen Seite flihren zu einer hohen
Larmbelastung. Zusatzlich werden ggf.
vorhandene Vogel von den Hunden der
Spazierganger aufgeschreckt. Und am
Hochstadter Weg befinden sich Hecken, in
welchen der Fuchs und andere Fressfeinde sich
niederlassen.

Dieses absolut unnotige Artensterben ist
umgehend zu verhindern. Zudem ist die Situation
der Feldlerche besonders bedenklich, da die Art
allgemein stark an der zunehmenden
Verdrangung leidet.

Da der Umwelt- und Naturschutz eine sehr
wichtige Angelegenheit ist und bei der Stadt
Herzogenaurach einen besonderen Stellenwert
hat, ist dies auf keinen Fall hinzunehmen.

Fir Rickfragen stehe ich Ihnen gerne zur
Verfligung.

Anlagen:

Bpl 66 - dritte OA_Entschliisselung Stellungnahmen

Herzogenaurach, 18. Marz 2022

Anja Wettstein

PA/5273/2022

landwirtschaftliche Betriebe, die
Direktzahlungen i. R. der EU-
Agrarforderung erhielten. Dies wurde mit
dem zustandigen Amt fir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten Firth
abgestimmt.

Zudem sei angemerkt, dass das Flurstick
650, Gemarkung Herzogenaurach, nicht im
Geltungsbereich liegt und nicht Gegenstand
des vorliegenden Bebauungsplanes ist.

Es gibt verschiedene artenschutzfachlich
anerkannte CEF-Malinahmen fir
Feldlerchen: Feldlerchenfenster in
Ackerland, die bspw. auf FL.Nr. 650
umgesetzt wurden, oder die Anlage von
Bluhstreifen oder Extensivacker und
Wechselbrachen wie im vorliegenden
Bebauungsplan.

Die CEF-Malnahmen wurden in den
jeweiligen Bebauungsplanverfahren von
versierten Fachbiologen in enger
Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehorde entwickelt und in der
speziellen artenschutzrechtlichen Prifung
sowie in der Begriindung zum
Bebauungsplan ausflihrlich beschrieben.
Auf die dortigen Ausfiihrungen wird
verwiesen. An der ckologischen
Funktionsfahigkeit der MaBnahme
bestehen keinerlei Zweifel.

Abstimmungsergebnis:

Seite 13 von 13



	FLD_VONAME
	Zuständig
	Typ
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

